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Spruch des Monats
 
In der Süddeutschen Zeitung schreibt Heribert Prantl: „Die 
Form des Kapitalismus, die man ‚Turbo-Kapitalismus‘ genannt 
hat, widerlegt, zerlegt und besiegt sich gerade selbst.“ In der 
Frankfurter Rundschau heißt es, jeder der sehen und lesen 
könne, müsse vom Glauben abfallen, „vom Glauben an die 
Überlegenheit freier Märkte“.
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zept, welches Ziele, Mittel und Strategi-
en des Einsatzes klärt, muss Grundlage 
jeder Einsatzplanung sein. Ohne ist eine 
Truppenentsendung nicht kalkulierbar 
und verantwortbar. 
Einen Ausweg aus der gegenwärtigen Si-
tuation sieht Hippler vor allem in der kon-
sequenten Stärkung afghanischer Staat-
lichkeit: „Bundesregierung, Bundestag 
und Bundeswehr sollten konsequent bei 
ihrer Rolle der Unterstützung der afgha-
nischen Regierung bleiben, aber sich vor 
allem darauf konzentrieren, den afghani-
schen Staatsapparat zu stärken.“ Hierfür 
seien eine bessere Organisation und auch 
eine bessere Finanzierung des Afghanis-
tan-Engagements nötig.

Dr. Jochen Hippler ist Privatdozent für Politikwissen-
schaft und wissenschaftlicher Mitarbeiter am Insti-
tut für Entwicklung und Frieden (INEF) der Univer-
sität Duisburg-Essen.

Im Oktober entscheidet der Bundestag 
über eine Verlängerung des Afghanistan-
Mandats. Die Bundesregierung sollte sich 
dem Drängen auf Verstärkung der militäri-
schen Präsenz in Afghanistan verweigern, 
fordert Afghanistan-Experte Dr. Jochen 
Hippler. „Man kommt zum Schluss, dass 
die Regierung und die Mehrheit des Deut-
schen Bundestages die Soldaten ohne 
ein auf Afghanistan bezogenes, seriöses 
Konzept an den Hindukusch entsandten“, 
kritisiert Hippler. „Ein solches Gesamtkon-

9. Oktober 
„Potsdam-Studenten-
stadt?“ (ab 18 Uhr in der  
Dortustraße 53)

17. Oktober
	 Konferenz zur europäi-

schen Energieaussenpoli-
tik (14 Uhr im MEL-Haus, 
Berlin)

18. und 19. Oktober
	 kommunalpolitisches 

Wochenende für  
neugewählte Linke 

	 (Bildungzentrum Erkner
	 Seestraße 39)
20 bis 24 Oktober
	 Wanderaustellung  

„Deutscher Bundestag - 
unsere Abgeordneten“ 

	 (Rathaus Belzig)
	 Eröffnungsfeier am  

20. Oktober ab 11 Uhr
31. Oktober
	 III Stadtumbaukonferenz
	 (Haus der Technik,  

Hollestraße 1, Essen)
 
weitere Informationen:
www.linksfraktion.de

Liebe Leserinnen und Leser,

Außenminister Frank-Walter Steinmeier wird SPD-Kanz-
lerkandidat und will 2009 im Wahlkreis 61 das Direkt-
mandat (Bitte nicht wundern, nur die Nummerierung 
wird sich ändern.). Als Nachlassverwalter der Regierung 
Schröder ist er nun Hoffnungsträger der Sozialdemokra-
ten. Das wird den Brandenburgern nur schwer vermit-
telbar sein, denn als Mitglied des Kabinetts Merkel steht 
er für drastische soziale Einschnitte wie die Mehrwert-
steuererhöhung oder die Rente mit 67 und hat gerade 
auch in Ostdeutschland die Ausweitung von prekärer 
Beschäftigung und Kinderarmut zu verantworten.

DIE LINKE setzt eine zukunftsorientierte Politik der 
sozialen Gerechtigkeit dagegen, die bei immer mehr 
Menschen Zustimmung findet. Dies zeigen auch die 
Ergebnisse der jüngsten Kommunalwahl. Vor diesem 
Hintergrund gehe ich optimistisch in die Auseinander-
setzung um das Direktmandat im Bundestagswahlkreis 
Rathenow, Brandenburg an der Havel, Belzig und Jüter-
bog, auch wenn ein potenzieller Kontrahent der Kanz-
lerkandidat ist.

Ihre Diana Golze

Union und SPD im Bundestag haben bis 
zum Sommer 2008 sämtliche Anträge und 
Initiativen der LINKEN abgelehnt. Dazu 
gehörten Vorschläge für einen gesetzli-
chen Mindestlohn, Energie-Sozialtarife, 
Heizkostenzuschüsse, höheres Kinder-
geld, deutlich mehr Hartz IV, steigendes 
Wohngeld und gegen Renten-Abschläge 
für Langzeitarbeitslose. Die Ablehnung 
hinderte sie aber nicht daran, die Anlie-
gen der LINKEN später ungeniert aufzu-
greifen, um – wie bei Energie-Sozialtarifen 
oder Managergehältern – Ankündigungen 

in die Welt zu setzen oder – wie bei der 
Rente ab 67 – teilweise zurückzurudern 
oder aus der für Eltern beitragsfreien Kin-
derbetreuung einen Wahlkampfslogan zu 
machen.  
Gegen Ablehnung und Abschreiben 
kann die LINKE wenig ausrichten. Sie 
wird aber dafür sorgen, dass die Wäh-
ler nicht vergessen, wer unter Rot-Grün 
und Schwarz-Rot die unsozialen Agenda-
2010-Beschlüsse gefasst  und fortgesetzt 
hat und nun an den Folgen dieser Politik 
herumdoktert.

Abgelehnt, aber unvergessen



Mehr Informationen unter www.diana-golze.de. Schauen Sie mal rein! Mehr Informationen unter www.diana-golze.de. Schauen Sie mal rein!

Jahre verursachte Wertverlust des Kin-
dergelds ausgeglichen. Union und SPD 
wissen, dass das Kindergeld seit der letz-
ten Anhebung im Jahr 2002 allein durch 
steigende Lebenshaltungskosten und In-
flation bereits über 12 Prozent an Wert 
verloren hat. Daher fordert DIE LINKE, 
das Kindergeld für alle Familien sofort auf 
200 Euro anzuheben. Man muss nicht erst 
den Existenzminimumsbericht abwarten, 
um zu sehen, dass hier Handlungsbedarf 
besteht. Außerdem fordern wir eine An-
hebung des Hartz IV-Regelsatzes für Kin-
der auf 300 Euro und eine Erhöhung des 
Kinderzuschlags auf mindestens 200 Euro 
als ersten Schritt zu einer bedarfsorien-
tierten Kindergrundsicherung. 

rung hat die Finanzkrise mit verursacht, 
indem sie die Liberalisierung der Finanz-
märkte vorangetrieben und die Konst-
ruktion undurchsichtiger, hochriskanter 
Kreditverbriefungen aktiv gefördert hat. 
Die Bundesregierung muss gegenüber 
dem Bundestag ein realistisches Bild von 
den Auswirkungen der Finanzkrise auf 
die deutsche Wirtschaft geben. Rettungs-
maßnahmen müssen so gestaltet werden, 
dass sich aus diesen Maßnahmen mittel- 
und langfristig ergebende Gewinne vom 
Bund abgeschöpft werden.

kommensschwachen Familien durch die-
sen falschen Anreiz nicht in den Genuss 
dieses Bildungsangebotes kommen.
Kein Ausbau zu Lasten der Kommunen! 
Wenn die Bundesregierung einen Rechts-
anspruch schafft, müssen die Kommunen 
in die Lage versetzt werden, die Leistun-
gen erbringen zu können. Die Finanzie-
rung durch das geplante Sondervermö-
gen ist nicht realistisch. Die LINKE fordert 
eine Aufstockung der Mittel.
Keine Kommerzialisierung der Jugendhil-
fe! Die Gleichstellung von gemeinnützi-
gen Trägern mit privat-gewerblichen bei 
der Förderung des Kita-Ausbaus wurde 
zwar abgeschwächt, die Anreize sind 
aber dennoch im Gesetzentwurf geschaf-
fen worden. Dazu sagt die LINKE NEIN! 
Kinder sind keine Ware, Bildung gehört 
nicht an die Börse!

Angesichts hoher Kraftstoffpreise sind ge-
rade Gering- und Normalverdiener durch 
den Wegfall der Pendlerpauschale für die 
ersten 20 Kilometer betroffen.

Das Argument, das Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts zur Kürzung der Pend-
lerpauschale abzuwarten, ist fadenschei-
nig. Die Streichung der Pendlerpauschale 
für die ersten 20 Kilometer war eine poli-
tische Entscheidung. Dieser Fehler sollte 
auch auf politischem Weg behoben wer-
den. 

Schlichtweg grotesk ist das Agieren der 
CSU-Abgeordneten. Während sich ihre 
Partei in Bayern für die Rückkehr zur vol-
len Pendlerpauschale ausspricht, lehnten 
die CSU-Bundestagsabgeordneten gera-
de diese Forderung im Bundestag.

Mit diesem mickrigen Wahlkampf-Almo-
sen wird nicht einmal der durch die im-
mensen Preissteigerungen der letzten 

Diana Golze bei der Rententour  
im September in Brandenburg a.d.H.

Am 30.9. stellte der Bundesfinanzminis-
ter Peer Steinbrück (SPD) in einer Son-
dersitzung der Fraktion DIE LINKE den 
Rettungsplan für die Hypo Real Estate 
vor. Viele Fragen wurden nicht befriedi-
gend beantwortet, was die Einschätzung 
der Lage schwierig gestaltet. Dennoch 
formuliert DIE LINKE grundsätzliche Fest-
stellungen und Forderungen an die Bun-
desregierung:

Der Staat muss sich entsprechend dem 
Umfang der eingesetzten Steuermittel an 
den Banken beteiligen. Die Bundesregie-

Das Kinderförderungsgesetz (KiFoeG) ist 
gegen die Stimmen der Opposition be-
schlossen worden. Doch nicht nur der 
Umstand, dass keine Oppositionsfrakti-
on das Gesetz mittragen konnte, macht 
die Beratungsresistenz der Bundesregie-
rung deutlich, auch die Kritik, die in der 
Fachanhörung im Familienausschuss von 
fast allen Sachverständigem geäußert 
wurde, fand sich nur in mäßigem Umfang 
in dem eilig vorgelegten Änderungsan-
trag der Koalition.
DIE LINKE machte sowohl in ihrem Ände-
rungsantrag (16/10382) als auch in der 
Plenardebatte deutlich, wo ihre Kritik-
punkte liegen: 
Kein Betreuungsgeld ab 2013 für Eltern, 
die ihre Kinder unter 3 Jahren nicht in 
einer Kita betreuen lassen! Erfahrungen 
zeigen, dass vor allem Kinder aus ein-

Zur Entlastung von Berufspendlern for-
dert DIE LINKE die Rücknahme der am 
1. Januar 2007 in Kraft getretenen Strei-
chung der Pendlerpauschale für die ersten 
20 Kilometer. Ein entsprechender Antrag 
der Linksfraktion wurde am Donnerstag 
im Bundestag mit der Koalitionsmehrheit 
von CDU/CSU und SPD abgelehnt.

Ich bedauere, dass auch die SPD- und 
CDU-Abgeordneten aus unserem Flä-
chenland Brandenburg gegen den An-
trag gestimmt haben, denn allein rund 
230.000 Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer – das sind mehr als ein Viertel 
der sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigten – pendeln über die Landes-
grenzen hinweg zur Arbeit. Ein weiteres 
Viertel der Brandenburger Beschäftigten 
pendelt innerhalb des Landes täglich vom 
Wohn- zum Arbeitsort.

Knauserige Kanzlerin - 10 € Kindergelderhöhung reichen nicht!

Ein „Weiter so“ darf es nicht geben

Kinder sind keine Ware

Koalitionsmehrheit gegen Entlastung der Berufspendler


